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DGB Bundesvorstand, Abteilung Bildung und Qualifizierung

Entwurf des BMWA einer Verordnung über das Verfahren zur Zulassung von fachkundigen Stellen sowie zur Anerkennung von Trägern und Maßnahmen der beruflichen Weiterbildung nach SGB III (Anerkennungs- und Zulassungsverordnung – Weiterbildung AZVW) vom 23. Februar 2004

hier:

Stellungnahme des Deutschen Gewerkschaftsbundes

Die Bestimmungen im ersten Gesetz für moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt, das am 1. Januar 2003 in Kraft getreten ist, sehen den Erlass einer Rechtsverordnung vor, die die Durchführungen im Bereich der Förderung beruflicher Weiterbildung nach SGB III näher regeln soll. Das BMWA hat nunmehr einen Entwurf einer Verordnung über das Verfahren zur Zulassung von fachkundigen Stellen sowie zur Anerkennung von Trägern und Maßnahmen der beruflichen Weiterbildung nach SGB III (Anerkennungs- und Zulassungsverordnung – Weiterbildung AZVW) vorgelegt. 

Der DGB bewertet den Entwurf wie folgt:

Das BMWA weist in der Begründung des Verordnungsentwurfs darauf hin, dass im Zuge der Hartz-Gesetzgebung die Weiterbildungsförderung nach dem SGB III mit dem Ziel neu geordnet wurde, „in diesem wichtigen arbeitsmarkpolitischen Förderbereich mehr Wettbewerb und Transparenz zu schaffen und die Qualität in der SGB III – geförderten Weiterbildung zu verbessern.“ Hierfür sollte ursprünglich ein eigenständiges Anerkennungsverfahren entwickelt werden. Der nun vorliegende Verordnungsentwurf weist der Bundesagentur für Arbeit nunmehr wieder eine Schlüsselrolle zu. 

Durch die enge Anbindung an die BA wird die Dominanz der schnellen und kostengünstigsten Vermittlung als wichtigstem Kriterium für die Maßnahmequalität weiter verstärkt. Erfolg und Qualität von Maßnahmen dürfen nicht einseitig auf das Kriterium der kurzfristigen Eingliederung reduziert werden. Der Eingliederungserfolg hängt wesentlich vom regionalen Arbeitsmarkt, der angestrebten Qualifikation und der Zusammensetzung der Teilnehmer/innen ab. Damit konzentriert sich die Förderung der beruflichen Weiterbildung (FbW) zwangsläufig auf die bereits besser Qualifizierten, die leichter vermittelbar sind. Andere Zielgruppen wie Geringqualifizierte, Langzeitarbeitslose, Ältere, Migrantinnen und Migranten bleiben so auf der Strecke. 

Langfristig angelegte Kompetenzentwicklung, präventive Vermeidung von (Langzeit-) Arbeitslosigkeit und soziale Integration geraten bei einer Übergewichtung der kurzfristigen Vermittelbarkeit ins Hintertreffen. Vor dem Hintergrund rasanter Veränderungen, die die Arbeitsprozesse durchlaufen, müssen auch die nach SGB III geförderten beruflichen Weiterbildungsmaßnahmen die langfristige Beschäftigungsfähigkeit im Blick haben. 

Der DGB sieht die Gefahr, dass die an sich sinnvollen Ansätze zur Qualitätssicherung im SGB III und im Verordnungsentwurf wirkungslos bleiben, da die Neuausrichtung der FbW und die Mittelkürzungen zu einem systematischen Abbau der Weiterbildungsstrukturen und der Qualitätsstandards führen: Kürzungen um mehr als 30%, Massenentlassungen bei den Bildungsträgern, Lohndumping sowie massive Verschlechterung der Beschäftigungsbedingungen sind Rahmenbedingungen, die die notwendige Qualitätsverbesserung und eine differenzierte Debatte über die Wirksamkeit von FbW als Instrument aktiver Arbeitsmarktpolitik erschweren. 

Nicht nachzuvollziehen ist die Einschätzung des BMWA, die Implementierung eines Qualitätssicherungssystems und die Zertifizierung den Trägern könne die Erzielung von „Effizienzrenditen“ ermöglichen. Der DGB geht davon aus, dass es statt zu einer Kostenreduzierung nur zu einer Kostenverschiebung von der BA zu den Zertifizierern und von diesen weiter zu den Bildungsträgern kommen wird. 

Bei der Neuausrichtung der Förderung der beruflichen Weiterbildung müssen die zahlreichen bereits vorhandenen Erkenntnisse über eine geschlechtergerechte Gestaltung von Weiterbildungsmaßnahmen im Sinne von Gender-Mainstreaming berücksichtigt und umgesetzt werden.

Zum Entwurf im einzelnen:

Anerkennungsstelle und Zertifizierungsstellen

Für die Durchführung des Verfahrens der Anerkennung als fachkundige Stelle soll dem Entwurf zufolge die Bundesagentur für Arbeit als Anerkennungsstelle fungieren. Diese Konstruktion widerspricht der Intention der Hartz - Gesetzgebung, die Qualitätssicherung der beruflichen Weiterbildung von der BA zu trennen. Der DGB hält es nicht für sinnvoll, die BA mit dieser Aufgabe zu betrauen. Um die Unabhängigkeit von der Geschäftspolitik der BA sicherzustellen, plädiert der DGB nach wie vor dafür, die Anerkennungsstelle beim Bundesinstitut für Berufsbildung anzusiedeln.

Die Aussage, dass die fachkundigen Stellen über „ausreichende Kompetenz zur Beurteilung der Leistungsfähigkeit und (...) der Qualität von Bildungsträgern und Maßnahmen“ verfügen müssen, ist im Verordnungstext und auch in der Begründung zu vage und unzureichend. Es fehlen verbindliche Formulierungen zur pädagogischen Qualifikation und zum Status des Personals. Es wird offengelassen, ob die fachkundigen Stellen mit festangestellten oder freien Mitarbeitern arbeiten. Die Verordnung sollte aus Sicht des DGB jedoch ein bestimmtes Verhältnis von festangestellten zu freien Mitarbeiterinnen festschreiben. Es ist notwendig, eine Mindestanzahl von Festangestellten vorzusehen, die über notwendige Kernkompetenzen, einschließlich pädagogischer Qualifikation, verfügen. Freie Mitarbeiter, die mit der Begutachtung beauftragt werden, müssen fachlich und pädagogisch qualifiziert sein. 
Die Vorgaben über die Unabhängigkeit der Zertifizierungsstellen sind ausdrücklich zu begrüßen. Um den Blick deutlich auf die Kunden zu richten hält es der DGB für sinnvoll, nur Antragsteller als fachkundige Stelle anzuerkennen, die eine Nicht-Profitorientierung nachweisen können.

Darüber hinaus bedarf es einer von der Bundesagentur für Arbeit unabhängigen Evaluierung, die sich auf das gesamte Förderprogramm der beruflichen Weiterbildung erstreckt. Gerade wenn die Zulassung von Trägern und Maßnahmen von der BA ausgelagert wird, gleichzeitig aber das Instrument ‚Erfolgsüberwachung‘ im Hinblick auf die Eingliederung bei den Ämtern verbleibt, muss eine von der BA unabhängige Evaluierung sicher gestellt werden. Dabei geht es um den Ausbau der Wirkungsforschung als Controlling-Instrument der aktiven Arbeitsmarktpolitik. Hierfür sind Analysen der unterschiedlichen Erwerbsverläufe von Frauen und Männern zu erstellen, um unterschiedliche Bedarfe in der Weiterbildung zu ermitteln und Vorraussetzungen zu schaffen, die die Gleichstellung von Frauen und Männern befördern. Dazu gehören u.a. verbesserte Fördermöglichkeiten für die Qualifizierung von Beschäftigten ohne Berufsabschluss sowie der Ausbau von Teilzeit-Qualifizierungsmaßnahmen.

Anerkennungsbeirat

Der Verordnungsentwurf sieht die Einrichtung eines Beirats vor, der die Anerkennungsstelle bei der Durchführung ihrer Aufgaben beraten soll. Dieser kann für die Anerkennung und Zertifizierung Empfehlungen aussprechen. Die Rolle des Anerkennungsbeirates ist nach Ansicht des DGB nicht ausreichend beschrieben. Der Anerkennungsbeirat muss mit klareren Kompetenzen ausgestattet werden. Er sollte Entscheidungs- und Vergabekompetenzen erhalten. Seine Empfehlungen müssen verbindlichen Charakter erhalten. Die Geschäftsordnung des Beirats muss entsprechend formuliert werden. 

Anerkennungsverfahren

Zertifizierung von Trägern

Die Anforderungen an die Träger sind einseitig und unvollständig. Zulassungskriterien, die die Kompetenz des Trägers zur Eingliederung in den Arbeitsmarkt nachweisen, scheinen höher gewichtet zu werden als die Ausführungen zur fachlichen und pädagogischen Eignung des Trägers. Bei der Beschreibung der fachlichen und pädagogischen Eignung fehlen wie bei der Ausstattung der fachkundigen Stellen konkretere Angaben zum Status und Qualifikation sowie zum Verhältnis angestellte und freie Mitarbeiter. Die Verankerung dieses Kriteriums in der Rechtsverordnung liegt nicht nur im Interesse der betroffenen Beschäftigten, sondern ist auch ein Indikator der Qualitätssicherung. Der größte Teil des Lehrangebots von Bildungsträgern muss nach Auffassung des DGB durch reguläre Beschäftigungsverhältnisse abgedeckt sein. Unklar ist auch, wer für die fachliche und pädagogische Weiterbildung der Lehrkräfte angesichts des immer enger werdenden Finanzvolumens aufkommt. 

Nicht eindeutig ist die Formulierung unter §8, Abs. 2 Ziffer 6, wonach Angaben „zur Vereinbarung von Unternehmenszielen über die Vermittlung von Teilnehmern“ im Antrag enthalten sein müssen. Sofern es sich hierbei um eine zu prognostizierende Vermittlungsquote handelt, ist dies abzulehnen. 

Nachweis eines Qualitätssicherungssystems

In der Begründung sind ausdrücklich verschiedene Qualitätssicherungssysteme als anerkannte Methoden genannt. Der DGB begrüßt, dass damit die ursprünglich im Hartz-Konzept vorgesehene Festlegung auf DIN EN ISO 9000 ff fallen gelassen wurde. Es ist sinnvoll, andere Referenzmodelle für ein Qualitätsmanagement (wie EFQM, LQW,  Bremer Weiterbildungsgesetz, Weiterbildung Hamburg e.V.) heranzuziehen. Um die Qualität von Weiterbildung ausreichend zu beschreiben, reicht es nicht aus, lediglich Verfahren zu bewerten. Es geht vielmehr darum, durch vernünftige Gestaltung der Inhalte die Produktqualität von Weiterbildung zu gewährleisten.

Angesichts des Kostendrucks und der Tatsache, dass ISO 9000 weit verbreitet ist und die Zertifizierung nach ISO 9000 beispielsweise durch die CERTQUA wahrscheinlich billiger ist als etwa die nach LQW, ist dennoch zu befürchten, dass in der Praxis ISO 9000f dominieren wird, zumal dies ja auch das System ist, das die Unternehmen kennen und selbst praktizieren: Auch die Abhängigkeit der Bildungsträger vom schnellen Eingliederungserfolg und entsprechenden Übernahmezusagen der Unternehmen legt es ihnen nahe, mit ISO das wirtschaftsnahe Qualitätssicherungssystem anzuwenden. 

Die an sich richtige Einführung eines Systems der Qualitätssicherung als Voraussetzung für die Förderung wird durch die im Entwurf vorgesehenen Einzelregelungen zu einem reglementierenden Kontrollverfahren abgewertet. Mit der vorgeschriebenen jährlichen Überprüfung des Instruments der Qualitätssicherung und –entwicklung können Verfahren wie z.B. LQW diskriminiert und ein Prüfrhythmus eingeführt werden, der teilweise den entsprechenden Ländergesetzen widerspricht.

Zertifizierung von Maßnahmen 

Eine Zertifizierung jeder einzelnen Maßnahme ist angesichts des Gesamtvolumens nicht leistbar. Der Verordnungsentwurf sieht deshalb auf Antrag des Bildungsträgers die Prüfung einer bestimmten Referenz-Auswahl von Bildungsmaßnahmen vor. Um die Qualität der Bildungsmaßnahmen insgesamt zu sichern, ergibt sich die Notwendigkeit einer stärkeren Orientierung an bundesweit verbindlichen Standards für die berufliche Weiterbildung, 

sowie ggf. einer Zertifizierung einzelner Module, die zu Bildungsmaßnahmen kombiniert werden können. 

Um den Kostendruck auf die Träger nicht weiter zu erhöhen, sollten nach Auffassung des DGB die Bundesdurchschnittskostensätze so gestaltet werden, dass sie die durch Qualitätsmanagement entstehenden finanziellen Mehraufwendungen mit berücksichtigen.

Zertifizierung durch die BA 

Durch diese Bestimmung kann beim Vorliegen eines „besonderen arbeitsmarktpolitischen Interesses“ auch eine Dienststelle der BA die Aufgaben einer Zertifizierungsstelle wahrnehmen. Hier handelt es sich um eine Generalklausel mit unbestimmten Rechtsbegriffen, deren praktische Relevanz im Moment noch nicht absehbar ist. Auch die Begründung klärt nicht, warum eine solche Öffnungsklausel für die BA erforderlich ist. Auf jeden Fall wird dadurch das besondere Gewicht, das der Entwurf den Agenturen für Arbeit bei der Zertifizierung zuschreibt, weiter verstärkt.

Zertifizierungsstellen aus Mitgliedsstaaten der EU 

Der Verordnungsentwurf enthält die Formulierung, wonach die Zertifizierungsstellen, die in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union zugelassen sind, den in Deutschland zugelassenen Zertifizierungsstellen gleichgestellt sind. Das BMWA beschreibt hiermit das Herkunftslandprinzip, wonach Dienstleistungserbringer lediglich den Bestimmungen des Herkunftsmitgliedstaates unterliegen. Der DGB erwartet, dass die Anforderungen, die der Verordnungsentwurf an die Zulassung der fachkundigen Stellen richtet, auch für die Zertifizierungsstellen anderer EU Mitgliedstaaten gelten.

Übergangsregelungen 

Übergangsregelungen sind sicher notwendig, damit genügend Zeit für die Einrichtung der Zertifizierungsstellen und das Tätigwerden des Anerkennungsbeirats und der Anerkennungsstellen zur Verfügung steht; der Termin 31. Dezember 2005 erscheint uns hier allerdings recht großzügig bemessen. Die Beauftragung der Bundesagentur für Arbeit und ihrer Dienststellen und die Anwendung des Anforderungskatalogs der BA für die Übergangszeit lassen befürchten, dass während dieser langen Zeiträume Fakten geschaffen werden, an denen sich dann auch die Zertifizierungsstellen und der künftige Anerkennungsbeirat orientieren werden. Nicht schlüssig erscheint uns die – allerdings nur im allgemeinen Teil der Begründung enthaltene – Bestimmung zu sein, dass in der Übergangszeit jeder Lehrgang geprüft wird, also nicht die Regelung der Referenzauswahl der Maßnahmen gilt, wie sie der Verordnungsentwurf vorsieht. 

Berlin, 16. März 2004

i.A. Hermann Nehls

